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Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die vom Deutschen Bundestag in seiner 191. Sitzung am 
23. Juni 1965 beschlossene Finanzgerichtsordnung (FGO) 
— Drucksachen IV/1446, IV/3523, z_u IV/3523 — wird nach Maß- 
gabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundes- 
tag über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 22. Juli 1965 


Der Vermittlungsausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Seuffert Dr. Müller 

Berichterstatter 
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Anlage 


Finanzgeriditsordnung (FGO) 


1. § 2 

In § 2 werden vor dem Wort „Finanzgeridite" 
das Wort „die“ eingefügt und die Worte „und 
das Oberfinanzgericht“ durch die Worte „als 
obere Landesgerichte“ ersetzt. 

2. § 3 

§ 3 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte „oder 
eines Oberfinanzgerichts“ gestrichen. 

b) In Absatz 1 Nr. 5 werden das Wort „Kam- 
mern“ durch das Wort „Senate“ ersetzt und 
die Worte „oder einzelner Senate des Ober- 
finanzgerichts" gestrichen. 

c) In Absatz 2 werden das Wort „Kammern" 
durch das Wort „Senate" ersetzt und der 
letzte Halbsatz nach dem Semikolon gestri- 
chen. 

3. § 4 

§ 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Finanzgericht besteht aus dem 
Präsidenten, den Senatspräsidenten und wei- 
teren Richtern in erforderlicher Anzahl. Von 
der Ernennung eines Senatspräsidenten kann 
abgesehen werden, wenn bei einem Gericht 
nur ein Senat besteht.“ 

b) In Absatz 2 werden in Satz 1 das Wort 
„Kammern" durch das Wort „Senate“ und in 
Satz 2 das Wort „Kammern" durch das Wort 
„Senaten“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Kammern" 
durch das Wort „Senate“ ersetzt. 

4. § 5 

In § 5 wird jeweils das Wort „Direktor“ durch 
das Wort „Senatspräsident" ersetzt. 

5. § 6 

In § 6 Abs. 1 und 2 wird jeweils das Wort „Di- 
rektoren" durch das Wort „Senatspräsidenten' 
ersetzt. 


a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Den Vorsitz in den Senaten führen 
der Präsident und die Senatspräsidenten. Vor 
Beginn des Geschäftsjahres bestimmt der Prä- 
sident den Senat, dem er sich anschließt. 
Uber die Verteilung des Vorsitzes in den 
übrigen Senaten entscheiden der Präsident 
und die Senatspräsidenten nach Stimmen- 
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Präsidenten den Ausschlag." 

b) In Absatz 2 Satz 1 und 2 wird jeweils das 
Wort „Kammern" durch das Wort „Senate“ 
ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „einer Kam- 
mer“ durch die Worte „eines Senats“ ersetzt. 

7. § 8 

In § 8 Abs. 1 und 2 werden jeweils die Worte 

„der Kammer" durch die Worte „des Senats“ 

ersetzt. 

8 . § 10a 

§ 10a wird gestrichen. 

9. § 12a 

§ 12a wird gestrichen. 

10. § 21 

§ 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „ein 
Senat des Oberfinanzgerichts“ durch die 
Worte „der vom Präsidium für jedes Ge- 
schäftsjahr im voraus bestimmte Senat“ er- 
setzt. 

b) Absatz 3 Satz 3 wird gestrichen. 

c) In Absatz 5 werden die Worte „von dem 
Senat des Oberfinanzgerichts“ gestrichen. 

11. § 24 

In § 24 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „jede 

Kammer“ durch die Worte „jeden Senat" ersetzt. 


6 . § 7 12 . § 28 

§ 7 wird wie folgt geändert: § 28 Abs. 2 wird gestrichen. 
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13. § 31 

In § 31 Abs. 2 Satz 1 werden hinter dem Wort 

„Bundesfinanzbehörden" die Worte „und der 

Finanzbehörden des Landes Berlin" eingefügt. 

14. § 33a 

§ 33a wird gestricheTi. 

15. § 33b 

§ 33b wird gestrichen. 

16. § 34 

§ 34 erhält folgende Fassung: 

.§ 34 

Der Bundesfinanzhof entscheidet über das 

Rechtsmittel 

1. der Revision gegen Urteile des Finanzge- 
richts und gegen Entscheidungen, die Urtei- 
len des Finanzgerichts gleichstehen, 

2. der Beschwerde gegen andere Entscheidun- 
gen des Finanzgerichts oder des Vorsitzen- 
den des Senats." 

17. § 35 

ln § 35 Nr. 4 werden die Worte „in Berlin 

(West)" durch die Worte „beim Landesfinanzamt 

Berlin" ersetzt. 

18. § 37 

§ 37 erhält folgende Fassung: 

.§ 37 

(1) Das zuständige Finanzgericht wird durch 

den Bundesfinanzhof bestimmt, 

1. wenn das an sich zuständige Finanzge- 
richt in einem einzelnen Fall an der 
Ausübung der Gerichtsbarkeit rechtlich 
oder tatsächlich verhindert ist, 

2. wenn es wegen der Grenzen verschiede- 
ner Gerichtsbezirke ungewiß ist, wel- 
ches Finanzgericht für den Rechtsstreit 
zuständig ist, 

3. wenn verschiedene Finanzgerichte sich 
rechtskräftig für zuständig erklärt ha- 
ben, 

4. wenn verschiedene Finanzgerichte, von 
denen eines für den Rechtsstreit zu- 
ständig ist, sich rechtskräftig für unzu- 
ständig erklärt haben, 

5. wenn eine örtliche Zuständigkeit nach 
§ 36 nicht gegeben ist. 


(2) Jeder am Rechtsstreit Beteiligte und jedes 
mit dem Rechtsstreit befaßte Finanzgericht kann 
den Bundesfinanzhof anrufen. Dieser kann ohne 
mündliche Verhandlung entscheiden." 

19. § 83 

§ 83 Abs. 3 Satz 4 wird gestrichen. 

20 . § 107a 

ln § 107a Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „und, 
wenn die Hauptsache im Berufungsverfahren 
anhängig ist, das Berufungsgericht" gestrichen. 

21 . Vor § 107b 

Vor § 107b werden die Worte „Unterabschnitt 
1" und „Berufung" gestrichen. 

22. §§ 107b bis 107h 

Die §§ 107h bis 107h werden gestrichen. 

23 . Vor § 108 

Vor § 108 wird hinter dem Wort „Unterab- 
schnitt" die Zahl „2" durch die Zahl „1" ersetzt. 

24. § 108 

§ 108 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Gegen das Urteil eines Finanzgerichts 
(§ 34 Nr. 1) steht den Beteiligten die Revision 
an den Bundesfinanzhof zu, wenn der Wert 
des Streitgegenstandes eintausend Deutsche 
^4ark übersteigt oder wenn das Finanzgericht 
die Revision zugelassen hat." 

b) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Worte „oder 
eines anderen Oberfinanzgerichts" gestrichen. 

c) ln Absatz 3 Satz 3 werden hinter dem Wort 
„Bundesfinanzhofs" die Worte „oder des 
Oberfinanzgerichts" und hinter dem Wort 
„Urteil" die Worte „des Oberfinanzgerichts" 
gestrichen. 

25 . § 109 

In § 109 werden die Worte „gegen das Urteil 
des Oberfinanzgerichts (§ 34 Nr. 1)" gestrichen. 

26 . § 109a 

§ 109a wird gestrichen. 

27. § 113 

§ 113 wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „Ge- 35. § 120 
rieht" durch das Wort „Finanzgericht" ersetzt 
und die Worte dessen Urteil angefochten 
wird," gc^strichen. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden hinter dem Wort 
„Vorsitzenden" die Worte „des zuständigen 
Senats des Bundesfinanzhofs" eingefügt. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Das Finanzgericht legt die Revisions- 
oder Beschwerdeschrift dem Bundesfinanzhof i gg § 121 
mit den Akten vor." 


28. § 114a 

In § 114a werden die Worte „über die Berufung" 
durch die Worte „der Abschnitte III und IV" 
ersetzt. 

29 . § 114b 

In § 114b werden die Worte „wer am Berufungs- 
verfahren, im Falle des § 109a," gestrichen. 

30. § 116 

§ 1 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird gestrichen; 

b) Absatz 6 wird Absatz 5. 

31 § 116a 

In § 116a werden die Worte „oder an das Ober- 
finanzgericht" gestrichen. 

32. Vor § 118 

Vor § 118 wird hinter dem Wort „Unterabschnitt" 
die Zahl „3" durch die Zahl „2" ersetzt. 

33. § 118 

In § 118 Abs. 1 werden die Worte „das Ober- 
finanzgericht" durch die Worte „den Bundes- 
finanzhof" ersetzt. 

34. § 119 

§ 119 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden die Worte „bei dem 
Gericht" durch die Worte „beim Finanzge- 
richt" ersetzt und die Worte von dem 
oder von dessen Vorsitzenden die angefoch- 
tene Entscheidung erlasscm ist," gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „bei dem 
Beschwerdegericht" durch die Worte „beim 
Bundesfinanzhof" ersetzt. 


§ 120 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden das Wort „Gericht" 
durch das Wort „Finanzgericht" und das 
Wort „Beschwerdegericht" durch das Wort 
„Bundesfinanzhof" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Gericht" durch 
das Wort „Finanzgericht" ersetzt. 


In § 121 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Gericht" 
durch das Wort „Finanzgericht" ersetzt. 

36. § 122 

In § 122 werden die Worte „das Oberfinanz- 
gericht" durch die Worte „der Bundesfinanzhof" 
ersetzt. 

38. § 123 

§ 123 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisher einzige Absatz wird Absatz 1. 

b) In Absatz 1 wird das Wort „Gerichts" durch 
das Wort „Finanzgerichts" ersetzt. 

c) Als Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Im Verfahren vor dem Bundesfinanz- 
hof gilt Absatz 1 für Entscheidungen des 
beauftragten oder ersuchten Richters oder 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle sinn- 
gemäß." 

39. § 123a 

§ 123a wird gestrichen. 

40. Vor § 124 

Vor § 124 wird hinter dem Wort „Unterabschnitt" 
die Zahl „4" durch die Zahl „3" ersetzt. 

41. § 139 

In § 139 Abs. 2 werden die Worte „an das 
Oberfinanzgericht oder" gestrichen. 

42. § 141 

§ 141 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „in 
der Rechtsmittelinstanz" durch die Worte 
„beim Bundesfinanzhof" und die Worte „dem 
Rechtsmittelgericht" durch das Wort „diesem" 
ersetzt. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
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„(3) Gegen einen Beschluß des Finanzge- 
richts gemäß Absätzen 1 und 2 ist die Be- 
schwerde zulässig.“ 

43. § 142 

In § 142 Satz 3 werden die Worte „und Ober- 
finanzgerichten" gestrichen. 

44. § 143 

§ 143 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Uber die Erinnerung entscheidet das Ge- 
richt durch Beschluß. Dieser ist kostenfrei; er ist 
unanfechtbar, es sei denn, daß das Gericht die 
Beschwerde zugelassen hat. § 108 Abs. 2 bis 5 
gilt sinngemäß.“ 

45. § 165 

§ 165 Nr. 42 wird wie folgt geändert: 

a) In § 228 Abs. 2 werden hinter dem Wort 
„Bundesfinanzbehörden“ die Worte „und der 
Finanzbehörden des Landes Berlin“ einqe- 
fügt. 

b) In § 230 Abs. 3 Nr. 1 werden die Worte „in 
Berlin (West)“ durch die Worte „beim Lan- 
desfinanzamt Berlin“ ersetzt. 

46. § 172k 

§ 172k wird gestrichen. 

47. § 174 

§ 174 erhält folgende Fassung: 

„§ 174 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1966 in 
Kraft. § 165 Nr. 34, 48, 50 und 55 sowie Vor- 
schriften, die zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
ermächtigen oder den Erlaß von Landesgesetzen 
vorsehen, treten am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

(2) Für die Überleitung gelten folgende Vor- 
schriften: 


1 . In Sachen, in denen der Lauf einer 
Frist für einen Rechtsbehelf vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes begonnen 
hat, richten sich die Frist und die Zu- 
ständigkeit für die Entscheidung über 
den Rechtsbehelf nach den bisherigen 
Vorschriften, das weitere Verfahren 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes. 
In den Fällen, in denen nach den bis- 
herigen Vorschriften der Lauf einer 
Frist nicht begonnen hat, weil eine aus- 
reichende Rechtsbehelfsbelehrung fehl- 
te, kann der Rechtsbehelf nur bis zum 
Ablauf eines Jahres nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes erhoben werden. 
§ 55 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

2. Die Zulässigkeit eines Rechtsbehelfs 
gegen die vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes ergangenen Entscheidungen 
richtet sich nach den bisher geltenden 
Vorschriften. 

3. Ist eine Sache bei dem Inkrafttreten des 
Gesetzes bei einem Finanzgericht an- 
hängig, so richtet sich die Zuständig- 
keit nach den bisher geltenden Vor- 
schriften. § 3 Abs. 1 Nr. 6 bleibt unbe- 
rührt. 

4. Das Amt der bei dem Inkrafttreten des 
Gesetzes berufenen ehrenamtlichen Fi- 
nanzrichter endet spätestens ein Jahr 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes. 
Die Vorschlagslisten nach § 22c sind 
erstmals innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
aufzustellen. 

5. Will in einer Rechtsfrage ein Senat des 
Bundesfinanzhofs von einer vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes ergangenen 
Entscheidung eines anderen Senats oder 
des Großen Senats oder von einer Ent- 
scheidung des ehemaligen Obersten Fi- 
nanzgerichtshofs in München abweichen, 
so entscheidet der Große Senat (§ 12) 
nur, wenn die frühere Entscheidung 
gemäß § 64 der Reichsabgabenordnung 
veröffentlicht worden ist.“ 
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